Abstraktionsprinzip
Das Abstraktionsprinzip ist der Grundsatz, dass Erfüllungsgeschäft (z.B. Kaufvertrag über eine Sache) und Verpflichtungsgeschäft (z.B. Übereignung der Sache) losgelöst voneinander zu betrachten sind. Die Unwirksamkeit des einen Geschäftes (z.B. durch Anfechtung wegen Formmangels oder Irrtum) berührt die Wirksamkeit des anderen Geschäftes nicht.

Anspruch
das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (§ 194 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch). Ein Anspruch ist durch Klage gerichtlich durchsetzbar; er unterliegt der Verjährung. 
Vorsatz
Dolus;

im Strafrecht das Wissen und Wollen einer Straftat; schwerste Schuldform, auch im Zivilrecht. Man unterscheidet zwischen direktem (der Täter kennt den strafbaren Tatbestand, verwirklicht ihn dennoch) und bedingtem Vorsatz (der Täter strebt die Straftat nicht an, weiß aber, dass sein Verhalten diese herbeiführen kann).

Besitz
Im Sinne des §§ 854 Bürgerliches Gesetzbuch ist Besitz die tatsächliche Sachherrschaft einer Person über eine Sache. Unterschieden werden unmittelbarer und mittelbarer Besitz. Unmittelbarer Besitz steht demjenigen zu, der rein tatsächlich die Sache innehat und die tatsächliche Sachherrschaft ausüben kann. Er hat eine direkte Beziehung zur Sache. Dabei ist nicht wichtig, ob der Besitzer auch ein Recht zum Besitz hat. Z.B. ist der Mieter, ohne Eigentümer zu sein, unmittelbarer Besitzer der Wohnung, weil er die Wohnung tatsächlich beherrscht. 

Im Gegensatz dazu kann der mittelbare Besitzer nicht direkt auf die Sache zugreifen. Z.B. ist der Mieter der Wohnung unmittelbarer Besitzer, während der Vermieter mittelbarer Besitzer ist.

Der Besitz ist in den §§ 854 ff. Bürgerliches Gesetzbuch geregelt
Eigentum
das in den §§ 903 bis 1011 BGB geregelte Recht, über eine bewegliche oder unbewegliche Sache nach Belieben zu verfügen und andere von jeglicher Einwirkung auszuschließen, soweit dem nicht Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen.

Das Eigentum ist nicht gleichzusetzen mit der unmittelbaren Gewalt über eine Sache (dies wäre der Besitz). 

Artikel 14 GG billigt dem Staatsbürger das Recht auf unantastbares Eigentum zu; allerdings wird aus diesem Artikel auch der sozialstaatliche Grundsatz abgeleitet: "Eigentum verpflichtet", womit gemeint ist, dass Eigentum auch Verpflichtung zu gemeinschafts- und gesellschaftsförderlichen Leistungen birgt.

Erbrecht
Teil des Zivilrechts, das die Fragen umfasst, wem das Vermögen einer Person (Erblasser) nach ihrem Tode zufällt, was damit zu geschehen hat und wer für die Nachlassverbindlichkeiten haftet. Das Erbrecht wird im 5. Buch (§§ 1922 bis 2385) des BGB geregelt. 

Die Grundprinzipien des Erbrechts sind die Universalsukzession (Gesamtrechtsnachfolge, das heißt, von Gesetzes wegen geht das Vermögen ohne weiteres als Ganzes auf den/die Erben über), die Testierfreiheit (Testament) und das Verwandtenerbrecht (gesetzliche Erben sind Blutsverwandte und Ehegatten).

Man unterscheidet, je nachdem, ob beim Erbfall (Tod des Erblassers) eine Verfügung des Erblassers (Erbvertrag, Testament) vorliegt oder nicht, zwischen gewillkürter (d.h. vom Erblasser festgelegter) oder gesetzlicher Erbfolge. 

Für die Klärung von Fragen im Zusammenhang mit der Erbfolge ist das Nachlassgericht zuständig.

Fahrlässigkeit
Im Strafrecht liegt bewusste Fahrlässigkeit vor, wenn der Täter erkennt, dass er den Tatbestand möglicherweise verwirklicht, aber pflichtwidrig darauf vertraut, der Erfolg werde nicht eintreten. Unbewusst fahrlässig handelt, wer nicht voraussieht, dass er den Tatbestand verwirklicht, dies aber hätte erkennen müssen.

Im Zivilrecht handelt fahrlässig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht beachtet (§ 276 Abs. 1 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch).
Geschäftsfähigkeit
die Fähigkeit, mit rechtlicher Wirkung Rechtsgeschäfte selbstständig vorzunehmen. Sie wird gemäß § 104 Bürgerliches Gesetzbuch durch Geschäftsunfähigkeit ausgeschlossen.

Die Abgrenzung der Geschäftsfähigkeit erfolgt nach dem Lebensalter. Vor der Vollendung des siebten Lebensjahres besteht Geschäftsunfähigkeit, § 104 Nr. 1 Bürgerliches Gesetzbuch; ab dem siebten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres besteht beschränkte Geschäftsfähigkeit, §§ 2, 106 Bürgerliches Gesetzbuch. Des weiteren ist nach § 104 Nr. 2 Bürgerliches Gesetzbuch geschäftsunfähig, wer sich in einem nicht bloß vorübergehenden, die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistesfähigkeit befindet. Die Rechtsgeschäfte werden in diesen Fällen von einem gesetzlichen Vertreter oder Betreuer vorgenommen. 

Gläubiger
Person, der jemand etwas schuldet, der also bei einem Schuldner Forderungen hat. Die Gläubiger einer Unternehmung (Banken, sonstige Geldgeber) finanzieren das Fremdkapital. Im Konkursfall müssen sie zuerst befriedigt werden (soweit möglich). 

Ggs. zu: Schuldner
Rechtsfähigkeit
Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein. Rechtssubjekte sind natürliche, aber auch juristische Personen. Beim Menschen beginnt die Rechtsfähigkeit mit Vollendung der Geburt, § 1 BGB, d.h. mit dem erfolgten Austritt aus dem Mutterleib. Der Beginn der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen richtet sich nach der jeweiligen Rechtsform (z.B. bei der Handelsgesellschaft mit Eintragung im Register). Die von der Geschäftsfähigkeit und der Deliktsfähigkeit zu unterscheidende, nicht beschränkte oder beschränkbar Rechtsfähigkeit endet erst mit dem Tode des Menschen bzw. bei juristischen Personen mit dem gesetzlich vorgesehenen Tatbestand (z.B. Löschung im Register).
Rechtsgeschäft
Tatbestand, der aus mindestens einer Willenserklärung, oft auch aus weiteren Elementen besteht und dadurch eine gewollte Rechtsfolge herbeigeführt wird; Begründung, Aufhebung oder Abänderung eines Rechtsverhältnisses.

Einseitige Rechtsgeschäfte (z.B. Testamentserrichtung, Kündigungserklärung) enthalten die Willenserklärung nur einer Person; mehrseitige Rechtsgeschäfte (z.B. Verträge, Beschlüsse) enthalten die Willenserklärungen mehrerer (mindestens zweier) Personen. In den Grundzügen geregelt in §§ 104 ff. Bürgerliches Gesetzbuch.
Sache
Sachen i.S.d. § 90 Bürgerliches Gesetzbuch sind körperliche Gegenstände. Das sind unpersönliche (der Körper eines lebenden Menschen scheidet aus), körperliche (egal ob flüssig oder gasförmig), für sich bestehende Stücke der beherrschbaren Natur (nicht Wärme, Elektrizität, Licht). Nach herrschender Meinung sind Leichen als herrenlose Sachen anzusehen, die jedoch nicht angeeignet werden können und über die nur die nächsten Angehörigen eine beschränkte Verfügungsbefugnis haben. 

Nach § 90 a Bürgerliches Gesetzbuch , fallen Tiere nicht mehr unter den Begriff der Sache. Jedoch sind die für Sachen geltenden Vorschriften grundsätzlich entsprechend auf Tiere anzuwenden.

Sachenrechtlich bedeutsam ist die Unterscheidung von beweglichen und unbeweglichen Sachen. Unbewegliche Sachen stellen Grundstücke dar. Es sind die durch Vermessung abgegrenzten Teile der Erdoberfläche, die im Grundbuch als selbstständige Grundstücke eingetragen sind. Bewegliche Sachen sind somit alle körperlichen Sachen, die nicht Grundstücke sind. Auch Schiffe sind bewegliche Sachen; sofern sie aber im Binnen- oder Seeschiffsregister eingetragen sind, werden sie im Wesentlichen wie Grundstücke behandelt.

Unterschieden wird weiter zwischen vertretbaren und nicht vertretbaren Sachen. Vertretbar sind Sachen, die allgemein nach Zahl, Maß oder Gewicht bestimmt werden (§ 91 Bürgerliches Gesetzbuch; z.B. serienmäßig hergestellte Waren). Nicht vertretbar sind alle anderen Sachen (gebrauchte Sachen, Sonderanfertigungen).

Bedeutsam für Gebrauchsüberlassungsverträge und Nutzungsrechte ist die Unterscheidung zwischen verbrauchbaren und nicht verbrauchbaren Sachen. 

Verbrauchbare Sachen sind bewegliche Sachen, deren bestimmungsmäßiger Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veräußerung besteht (§ 92 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch); z.B. Lebensmittel, Brennstoffe, Geld. Nicht verbrauchbare Sachen sind alle übrigen. Verschleiß durch Abnutzung ist kein Verbrauch; z.B. Bücher, Bekleidung.

Für die Aufteilung von Rechtsgemeinschaften ist die Unterscheidung zwischen teilbaren und unteilbaren Sachen bedeutend. Teilbar sind Sachen, die sich ohne Verminderung ihres Wertes in gleichwertige Teile zerlegen lassen. Die Teile müssen bei Zusammenrechnung ihres Wertes objektiv den Gesamtwert der ungeteilten Sache erreichen; z.B. Geld (durch Wechseln). Unteilbare Sachen sind alle anderen; z.B. ein Buch, ein Bett. 
Schuldner
Jemand, der aufgrund eines Schuldverhältnis zu einer Leistung verpflichtet ist. Der Käufer einer Sache verpflichtet sich beispielsweise nach Übergabe der Sache durch den Verkäufer zur Kaufpreiszahlung. 

Ggs. zu Gläubiger
Vollmacht
die durch Rechtsgeschäft erteilte Ermächtigung, den Vollmachtgeber zu vertreten; eine Generalvollmacht ermächtigt zur Erledigung sämtlicher Rechtsgeschäfte des Vollmachtgebers.

Willenserklärung

Äußerung eines rechtlich erheblichen Willens, die auf einen rechtlichen Erfolg abzielt; der Rechtserfolg tritt ein, weil er gewollt ist. Wille und Erklärung bilden als Willensäußerung eine Einheit. Die Willenserklärung ist im BGB in den §§ 116 bis 144 geregelt. Die Willenserklärung kann ausdrücklich, stillschweigend (durch eine konkludente Handlung) und ausnahmsweise durch Schweigen (etwa der Fall des Schweigens auf ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben) erfolgen. 

Empfangsbedürftige Willenserklärungen sind solche, die an eine andere Person (Erklärungsempfänger) gerichtet sind. Zu deren Wirksamkeit ist erforderlich, dass der Erklärungsempfänger sie wahrnehmen kann (z.B. Kündigungserklärung; der Erklärungsempfänger muss sich auf die neue Rechtslage einrichten können, um sich z.B. einen neuen Mieter zu suchen).

Nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen sind solche, die nicht an eine andere Person gerichtet sind (z.B. Testament; keine Person hat ein rechtlich schutzwürdiges Interesse daran, zu wissen, ob er den Erblasser beerben wird).
Forderung

   1)Anspruch.

2)der dem Gläubiger gegen einen Schuldner auf Grund eines Schuldverhältnisses zustehende Anspruch auf eine Leistung, die sowohl ein Tun als auch ein Lassen sein kann. Eine Forderung ist vererblich, kann abgetreten, verpfändet oder gepfändet werden.

Im weiteren Sinne bezeichnen Forderungen auch die Ansprüche an einen Geschäftspartner, die z.B. aus einer Warenlieferung resultieren (Außenstände); sie heißen in der Kontokorrentbuchhaltung Debitoren. Forderungen werden in der Bilanz immer mit den Anschaffungskosten angegeben. Im Gegensatz zu Gütern können Forderungen ohne den Einsatz von Produktionsfaktoren entstehen.
Frist
juristisch: Zeitraum, innerhalb dessen eine Rechtshandlung erfolgen muss. Eine Frist kann durch Gesetz, Parteivereinbarung oder Hoheitsakt festgelegt sein. Man unterscheidet Verjährungsfristen (Begrenzung der Rechtsausübung) und Ausschlussfristen (Begrenzung des Rechtsbestands). 
Verfügung

Zivilrecht:
 Willenserklärung zur Übertragung, Änderung oder Aufhebung eines bestehenden Rechtszustandes; z.B. Testament, Übereignung.
Veräußerung
die Übertragung von Rechten, z. B. des Eigentums oder einer Forderung (Abtretung). Eine Veräußerung zuwider einem gesetzlichen oder behördlichen Veräußerungsverbot ist nichtig, bei nur relativem Veräußerungsverbot nur gegenüber Personen, die dadurch geschützt werden sollen, dagegen nicht bei gutem Glauben des Erwerbers. Ein rechtsgeschäftliches Veräußerungsverbot berührt dagegen die Wirksamkeit der Veräußerung nicht (§§ 135-137 BGB). - Die Veräußerung wird im österreichischen Recht u. a. in den §§ 364c, 1120, 1371, 1408 ABGB (grundsätzlich ähnlich wie in Deutschland) behandelt.

Ähnlich auch die Veräußerungsvorschriften in der Schweiz (u. a. Art. 183, 459 OR)

